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Die politische Tütigkeit
der Katholiken im heutigen Spanien

Die politische Situation Spaniens im Jahre
1939, Francos Sieg über das sozial-kommu-
nistische Regime, bedeutete das Ende einer
Tragódie auf sozialem und reli-
giósen Gebiet, námlich das Ende der Zweiten
Spanischen Republik von 1931. Um nun Wir-
ken und EinfluB der Katholiken in diesen
letzten zwanzig Jahren zu verstehen, ist es
unumgánglich, zuvor — wenn auch nur kurz
— die Lage und das Wirken der Katholiken in
den Jahren zu betrachten, die dem Bürgerkrieg
unmittelbar voraufgingen.

Die Zweite Republik

Spanien. war immer ein katholisches Land;
und das nicht deshalb, weil seit der im 15.
Jahrhundert erlangten nationalen Einheit die
Regierungen so sagten, oder weil es einen
UberfluB an offiziellen Feierlichkeiten mit
auBeren Kundgebungen des Katholizismus gibt
— diese Einzelheiten, wenn auch bedeutsam,
sind gewissermaBen zweitrangig Der ent-
sdieidende Grund ist vielmehr, daB die weit-
aus überwiegende Mehrheit der Beválkerung
(99,5 %) katholisch ist und daB der Katholizis-
mus zutiefst in der Gesellschaftsstruktur des
Landes verwurzelt ist. Daher kommt es eben,
daB in Spanien keine Regierung haltbar ist, die
den katholischen Charakter der Nation ver-
leugnete. Diesen Sachverhalt begriffen im
Jahre 1931 sogar die führenden Republikaner,
und zwar gerade Niceto Alcalá Zamora, ihr
erster Prásident, indem er eine Republik for-
derte, „die die groBen spanischen Heiligen
zum Ruhm der Nation záhlt".

Die kirchliche Hierarchie in Spanien war
vom ersten Augenblick an bereit, die Rechts-
gültigkeit der am 14. April 1931 verkündeten
Republik anzuerkennen. Viele führende Ka-
tholiken, mit Ausnahme einiger Gruppen wie
die der Karlisten oder Monarchisten der „Spa-
nischen Aktion", neigten ebenfalls dazu, das
neue Regime rückhaltlos anzunehmen. Diese
Katholiken sammelten sich zum gróBten Teil in
der sogenannten „Confederación Española de
Derechas Autónomas" (CEDA), derer Führer
Gil Robles war. Es handelte sich um Leute,

die in ihrer Mehrheit aus den Verbánden der
Gláubigen hervorgegangen waren, wie zum
Beispiel aus der Katholischen Aktion und aus
dem Katholischen Nationalverband der Propa-
gandisten (A.C.N. de P.) 1 ). Dieses logische und
den Umstánden entsprechende Verhalten, war
auBerdem vorbereitet durch die schon gegen
Ende der Monarchie entwickelte Propaganda-
tátigkeit der A.C.N. de P. zur Verteidigung
der Lehre von der Indifferenz und Neben-
sáchlichkeit der konkreten Regierungsformen.

Aber sehr rasch zeigte die politische Ent-
wicklung der Republik einen vülligen Wandel
des ersten Anscheins: Die neue Regierung er-
wies sich als unfáhig, im Trubel anarchisti-
scher und kommunistischer Exzesse die óffent-
liche Ordnung zu wahren und eine demokra-
tische Atmospháre der Freiheit und der Ein-
tracht zu schaffen. „Der Friede war gebro-
chen", schreibt Salvador de Madariaga in be-
zug auf die Gewaltakte in der Republik (Storia
della Spagna, Capelli 1957, S. 36) „der eine un-
erláBliche Voraussetzung darstellte, um eine
starke Staatsgewalt zu bilden, wie sie die spa-
nische Nation erhoffte".

Diese Unfáhigkeit des Regimes, die Freiheit
der Beválkerung zu schützen, führte zu einer
Reihe ebenso drastischer wie wirkungsloser
MaBnahmen. Das „Gesetz zur Verteidigung
der Republik", das sechs Monate nach der Er-
richtung des Regimes verkündet wurde, und
das „Gesetz zur Aufrechterhaltung der óffent-
lichen Ordnung" machten die Regierung zum
ersten Rechtsbrecher der in der Verfassung
garantierten Rechte und brachten ihr verdien-
termal3en die Ablehnung durch den gróBten
Teil der óffentlichen Meinung ein. In London
kommentierte die „Times" die Verkündigung
des ersten dieser Gesetze mit den Worten:
„Ein colches Gesetz hátte man unter der Mo-
narchie nicht geduldet; es zeigt, daB die Regie-
rung mit ihrem Ziel gescheitert ist, eine Ebene
des Zusammenlebens für alle Spanier zu fin-
den".

Auf dem Weg zum Bürgerkrieg

Das praktische Scheitern dieser MaBnahmen
und die stándige Zunahme sozialer Agitation
(in den fünf Jahren der Republik gab es 15 000
Streiks) führten schliefilich zu wahren Verfol-
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gungen, die am Vorabend des Bürgerkrieges
in der Ermordung des Oppositionsführers José
Calvo Sotelo durch die sozialistische Polizei
gipfelten. Uber eine solche Politik waren Per-
sónlichkeiten wie der Republikaner Miguel de
Unamuno hell empárt. Dieser rief in einer
Rede an der Madrider Universitát am 28. No-
vember 1932 aus: „Selbst die Inquisition war
noch gebunden durch rechtliche Garantien.
Heute gibt es etwas Schlimmeres: Eine Poli-
tik, die nur auf einem allgemeinen Panikge-
fühl und der Erfindung neuer Gefahren grün-
det, mit dem Ziel, vóllig gesetzlos zu handeln".

Die Presse war zum Teil beschnitten, denn
schon das „Gesetz zur Verteidigung der Repu-
blik" ermáchtigte die Regierung, nach eigenem
Gutdünken jede beliebige Informationsquelle
zu beschránken, sie kónnte ja „die bffentliche
Ordnung und den Frieden stóren". Zeitungen
wie „El Debate", „ABC", „Informaciones", „El
Correo Catalán" usw. wurden unzáhlige Male
eingestampft. Eine ausführliche Darstellung
der zensierten, mit Geldstrafen belegten oder
eingestampften Verüffentlichungen würde Sei-
ten füllen 9.

Zu dieser verfassungswidrigen Einschrán-
kung der Grundrechte kam eine heftige reli-
gióse Verfolgung, die sich ja schon lange Zeit
vor Ausbruch des Bürgerkrieges der Gewalt
bediente. Die Republik wurde in Madrid und
in anderen Stádten mit dem Anzünden von
Kirchen und liturgischen Gegenstánden „be-
grüBt". Eine der ersten gesetzlichen MaBnah-
men der Sozialistenregierung war die vóllige
Laisierung des Schulwesens und die Unter-
drückung der privaten Schulen, wodurch un-
mittelbar 350 000 Kindern, die bis dahin Pri-
vatschulen, und zwar ausschlieBlich katholi-
sche Privatschulen, besucht hatten, die Móg-
lichkeit genommen wurde, seine Schule zu
besuchen.

Zur Darstellung dieser anormalen Lage
braucht man nur einige Zahlen anzuführen,
die Gil Robles in einer Rede vor dem Parla-
ment am 16. Juni 1936 erwáhnte, als er die
Regierung der Begünstigung der Gewalttaten
beschuldigte, die die Sozialisten, Anarchisten
und Kommunisten in ganz Spanien begingen:
160 zerstórte Kirchen, 251 weitere Kirchen ge-
brandschatzt oder profanisiert; 269 ermordete
Persónlichkeiten; 1287 verletzte Personen; 69
Organisationszentralen der Zentrums- oder
Rechtsparteien ausgeplündert und zerstórt.

Um den Grund dieser Gewaltpolitik wirklich
zu verstehen, muB man bedenken, auf welches
Ziel die Entwicklung der Sozialistischen Partei,
des wahren Trágers der Politik in der spani-
schen Republik, hinsteuerte. Einer ihrer

Hauptführer, Largo Caballero, schrieb am
1. Februar 1936 im „El Socialista": „Ich bin ein
marxistischer Sozialist. Der Kommunismus ist
die natürliche Entwicklung des Sozialismus,
seine letzte und entscheidende Etappe".

Der entscheidende Augenblick in dieser Ent-
wicklung war die Oktoberrevolution. von 1934.
Die voraufgegangenen Wahlen am 11. No-
vember 1933 hatten einen groBen Sieg der
Rechtsparteien gebracht: sie erhielten 207 Par-
lamentsitze, das Zentrum 167, die Linkspar-
teien 99. Das politische Szenenbild schien
gründlich gewandelt, die CEDA bildete die
stárkste Minderheit, die Sozialisten waren
von 116 auf 59 Sitze gesunken. Die üffentliche
Meinung sagte ihr klares Nein zum Marxis-
mus.

„Aus den zahlreichen Reden Gil Robles", so
bemerkt Salvador de Madariaga, „erschien es
selbstverstándlich, daB er die Absicht hegte,
sich bei jeder neuen Kabinettsbildung mit sei-
ner Mehrheit durchzusetzen, wozu er ja auch
in jedem demokratischen Staat, als Führer der
Mehrheit das volle Recht hatte. Jedoch nach
der Regierungskrise vom 1. Oktober 1934 ver-
einigten sich der damalige Prásident der Re-
publik und Alexander Lerroux, der Führer der
radikalen Partei, und „suchten einen Ausweg,
Gil Robles mit den drei Ministerien der Land-
wirtschaft, der Justiz und der Arbeit zufrie-
den zu stellen. Wenn auch diese Ministerien
in sich von Bedeutung waren, sie gefáhrdeten
doch in keiner Weise die Politik der Links-
parteien" (ebd. S. 421). So lieB Gil Robles
über sich eine Kabinettsbildung ergehen, die
von der Kontrolle der Radikalen abhing. Es
waren die gleichen Radikalen, die sich 1931
mit den Sozialkommunisten verbündet hatten.

Gil Robles fehlte offenbar die notwendige
Energie, sich duchzusetzen, und damit begün-
stigte er die Linksparteien. In der Tat, „kaum
hatte man dieses Zugestándnis zur Kenntnis
genommen", fáhrt Madariaga fort, „da ent-
wickelten die Linksparteien ihren Revolu-
tionsplan", und die Sozialisten Largo Cabal-
leros begingen eine Gewalttat nach der an-
deren, was schlieálich zum Ausbruch der
Oktoberrevolution von 1934 führte, die in
Asturien das Gesicht eines wahren Bürger-
krieges annahm. Mit dieser Revolution,
die ein Verrat war an den demokrati-
schen Grundsátzen und am Willen des Volkes,
wie er in den voraufgegangenen Wahlen zum
Ausdruck gekommen war, hatte die Soziali-
stische Partei jede GesetzmáBigkeit mit FüBen
getreten. Das ist nicht nur die Ansicht der-
jenigen Spanier, die spáter Franco unterstütz-
ten, sondern auch die vieler Republikaner. So
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schreibt zum Beispiel Salvador de Madariaga:
„Mit ihrer Rebellion von 1934 verloren die
Linksparteien jedes Recht die Revolution von
1936 zu verdammen" (ebd. S. 424).

In den grauenvollen Monaten, die nun folg-
ten bis zum Tage der Nationalen Erhebung,
ging Largo Caballero in nichts von seinen po-
litischen Machenschaften ab, im Gegenteil, er
ebnete Schritt für Schritt den Weg zum Vor-
dringen des Kommunismus, und zwar eines
aufs áuBerste brutalen und revolutionáren
Kommunismus, der sich selbst in aufgebláhtem
Stolz einen unversiihnlichen Feind demokra-
tischer Ordnung, des Staates und der Kirche
nannte.

Nach einem durch skrupellose Zwangsma13-
nahmen erreichten „Wahlsieg" der Volksfront
widersetzte sich der Flügel des Largo Cabal-
lero schárfstens den Parteimitgliedern, die
eine gemáBigtere Linie der Politik vertraten.
Caballero verhinderte im Juli 1936 die Bil-
dung einer Versühnungsregierung unter dem
Vorsitz des Martínez Barrios, des GroBmei-
sters der Spanischen Freimaurerei. SchlieBlich
machte man Largo Caballero selbst zum Mini-
sterprásidenten und damit hatte das Chaos
seinen áuBersten Gipfelpunkt erreicht. (Vgl.
J. Arraras „Historia de la Segunda República
Española", Madrid 1956. Editora Nacional 

—1. Band S. 35.)
Es erübrigt sich fast zu erwáhnen, daB wáh-

rend dieser Zeit und vor allem wáhrend des
Bürgerkrieges die Kirche stándig verfolgt
wurde und daB die Gewaltakte ungeheure
AusmaBe annahmen. Abgesehen von den un-
záhligen Kirchenbránden, Plünderungen und
Schándungen von Kirchen und Friedhüfen
wurden von April 1931 an bis zum April 1939
insgesamt zweilf Bischüfe, 1 Apostolischer
Administrator, 4266 Weltpriester, 2489
Ordensmánner, 283 Ordensfrauen, 249 Theolo-
giestudenten und mehrere Tausende Jugend-
liche der Katholischen Aktion. In neun Diüze-
sen wurden 80 0/0 der Geistlichkeit ausgerot-
tet, in Málaga sopar 90 0/03).

Die Reaktion der Katholiken

Die unkontrollierbare Gewalttátigkeit, die
im ganzen Lande herrschende Unordnung und
Anarchie beschworen eine Reaktion auf die
Demagogie herauf, eine Reaktion, die bei den
gegebenen revolutionáren und antidemokra-
tischenMachenschaften der Sozialkommunisten
nicht umhinkonnte, ebenfalls gewissermaBen
gewaltsam vorzugehen. Es ging um eine Lo-
sung „in extremis", denn die Frage vor dem

Angriff der Marxisten war ja nicht mehr die
einer müglichen „Koexistenz" sondern einfach
die der Existenz. Am 18. Juli 1936 erhoben
sich die Truppen in Marokko. Der Bürgerkrieg
begann.

Wie wir schon erwáhnten, hatten die mei-
sten spanischen Katholiken zu Beginn der Re-
publik die neue politische Lage willig hinge-
nommen und ihre Bereitschaft gezeigt, bei der
Lüsung der politischen und sozialen Aufgaben
des neuen Regimes mitzuwirken. Aber es
leuchtet ein, daB die antidemokratische
politische Entwicklung, die wir vorhin
umrissen haben, — zumal sich die religibse
Verfolgung noch weiterhin verschdrfte 
unbedingt einen grundlegenden Wandel
im Verhalten der Katholiken zur Fol-
ie haben muBte. Die Hierarchie der Kirche, die
1931 die Legalitát der Republik anerkannt und
die Gláubigen aufgefordert hatte, entsprechend
zu handeln, sah sich nun, nachdem sie elle Art
von Exzessen über sich hatte ergehen lassen
müssen, veranlaBt, üffentlich Stellung zu neh-
men zu Gunsten des Spanien, das von General
Franco angeführt wurde. Mit dem gemein-
samen Hirtenbrief vom Juli 1937, unterzeich-
net von allen spanischen Bischüfen auBer von
zweien, erklárte sich die Hierarchie für die
Verteidigung der Freiheit gegen die marxisti-
sche Tyrannei, in die die Republik ausgeartet
war, und für die Gerechtigkeit, die auf seiten
des „Nationalen Spanien." stand.

Der gemeinsame Hirtenbrief der Bischüfe
fand starken Widerhall, die Zustimmung zum
neuen Rechtsstaat seitens der Katholiken
bahnte sich den Weg mit Francos Heer. In der
Tat kann man an einer Hand die aktiven Ka-
tholiken aufzáhlen, die sich auf seiten der
Republik stellten: Angel Ossorio y Gallardo,
José Maria Semprún, José Bergamín (der zur
Zeit in Spanien lebt) und Alfredo Mendizábal
(vom sogenannten „Dritten Spanien"). Das
sind die wenigen Katholiken, die dem „Roten
Spanien", d. h. dem kommunistischen, treu
blieben und die spáter beim Zusammenbruch
der Republik ins Exil gingen. Eine Ausnahme
bilden allerdings die Basken in ihrer Haltung
zu Gunsten der Republik, doch ist dies ein
Sonderproblem, da ihr Gebiet auf drei von den
fünfzig spanischen Provinzen beschránkt ist.

Die Mitarbeit der Katholiken
im Franco-Regime

Der Sieg des Nationalen Spanien brachte die
Errichtung eines neuen Regimes mit sich: des
Franco-Regimos. Der Bürgerkrieg hatte die
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Gewissen aufgerüttelt, die Werte zu verteidi-
gen, die zuinnerst den Spaniern gemeinsam
sind: den Glauben, die Uberlieferung der na-
tionalen Freiheit, Spaniens abendlándische
christliche Kultur, die Würde und die Rechte
des Bürgers.

Das neue Regime nach dem Siege bleibt un-
ter manchen Gesichtspunkten weit hinter dem
zurück, was es im Bürgerkrieg zu werden ver-
sprach. Doch dies ist ein Vorgang, der sich
háufig in der Geschichte wiederholt. Der erste
Eifer erstrebt hóhere Ziele als sie spáter ver-
wirklicht werden. Trotzdem waren die Katho-
liken in ihrer Mehrheit bei der Wiederherstel-
lung der politischen Ordnung mit der neuen
Lage einverstanden. Die religionsfeindliche
und sektiererische Haltung der Republik lieB
keine andere Verhaltensweise erwarten. So
erscheinen denn in der neuen Regierung be-
deutende katholische Persónlichkeiten.

Aber in der ersten Nachkriegszeit zeigten
Heer und Falange eine gewisse Feindseligkeit
und Abneigung gegenüber jenen Katholiken,
die das republikanische Regime angenommen
hatten. So findet man denn zu Anfang in den
Ministerien keine Katholiken, die den Orga-
nisationen angehórten, aus denen die Kópfe
der CEDA oder der anderen politischen Grup-
pen hervorgegangen waren, denn diese hatten
aktiv mit der Republik zusammengearbeitet.
Die führenden Katholiken in der neuen Regie-
rung sind Falangisten, z. B. Pedro Camero del
Castillo, Mitglied der A.C.N. de P.; oder Kar-
listen, wie der Graf Rodezno und Esteban Bil-
bao. José Larraz, von der ehemaligen Zeitung
„El Debate", wird Wirtschaftsminister; José
Ibáñez Martín, von der Asociación Católica
Nacional de Propagandistas (A.C.N. de P.),
Kultus- und Erziehungsminister, beide Fach-
leute. Jedenfalls finden sich schon gleich bei
der Bildung des neuen Staates zahlreiche
führende Katholiken der verschiedensten Rich-
tungen, namentlich solche aus der A.C.N. de
P., in den hóchsten Verwaltungsstellen, als
Staatssekretáre, Ministerialdirektoren, Zivil-
gouverneure, Bürgermeister. So sind schon.
1939 in der Staatsverwaltung: Enrique Cala-
bia, Staatssekretár im Finanzministerium, —
Máximo Cuervo, Ministerialdirektor für Ge-
fángnisanstalten, — Giménez Arnau, Ministe-
rialdirektor für das Pressewesen, — Mariano
Puigdollers, Ministerialdirektor für kirchliche
Angelegenheiten, usw.

In den Jahren nach 1939 bemerkt man von
Seiten derjenigen Katholiken, die den Grup-
pen der Karlisten und der Liberal-Monarchi-
sten angehóren, einen gewissen Widerstand

gegen die Regierung. Denn diese Gruppen
sind unzufrieden, weil die neue Entwicklung
des Staates nicht ihren Vorstellungen ent-
spricht. Anderseits bewirkt die Wandlung der
internationalen Verháltnisse 1945, daS Franco
von sich aus eine gróBere Mitarbeit derer in
seiner Regierung sucht, die als Katholiken mit
der Republik zusammengearbeitet hatten.
AuBerdem hatte sich bis 1945 die feindselige
Haltung der Militárs und der Falangisten ge-
gen jene Katholiken und gegen die entspre-
chenden Organisationen merklich gemildert.

Nichts kam gelegener, um diese breitere
Mitarbeiterbasis zu gewinnen, als daB Franco
das AuBenministerium Alberto Martín Artajo
anvertrauen konnte, der damals Prásident der
Katholischen Aktion war. Die Mánner, die
aus des Katholischen Nationalverbandes der
Propagandisten (A.C.N. de P.) stammend schon
das Erziehungs- und andere Ministerien inne-
hatten, gelangen nun zu noch breiteren Ein-
fluBmóglichkeiten in den Botschaften und Mi-
nisterien. So übernahmen bekannte katho-
lische Persónlichkeiten verschiedene Amter,
Fernández Ladreda wurde Minister für óffent-
liche Arbeiten, Ortiz Muñoz Staatssekretár
für Volkserziehung und Tomás Cerro und
Pedro Rocamora Ministerialdirektoren für Pro-
paganda und Presse, usw.

In diesem Klima enger Zusammenarbeit der
Christlichen Demokraten mit dem Regime
feierte man in Spanien im Mai—Juni 1946 den
KongreB der Pax Romana, der internationalen
Organisation der katholischen Akademiker.
Der Vorsitzende des Kongresses, Joaquín Ruiz
Jiménez, begann sogleich eine glánzende po-
litische Laufbahn. Er wurde noch im gleichen
Jahre Prásident des Instituts der „Cultura
Hispánica", 1948 spanischer Botschafter beim
Heiligen Stuhl und 1951 Erziehungsminister.

Im Februar 1956 veranlal3ten Kundgebungen
liberaler und monarchistischer Studentengrup-
pen, die Unzufriedenheit in der Falange und
die Reaktion der Militárs eine Regierungs-
krise. Eine Folge dieser Krise war die Ent-
lassung des Erziehungsministers Joaquín Ruiz
Jiménez am 16. Februar, weil er — wie man
sagte — mit Linksgruppen (Sozialisten) und
den sogenannten katholischen Progressisten in
Verbindung gestanden habe. Genau ein Jahr
spáter, am 25. Februar 1957, ist eine neue Re-
gierungskrise der AnlaB zur Entfernung des
AuBenministers Alberto Martín Artajo. Nun
aber traten neue Leute in das Kabinett, die aus
den gleichen Verbánden hervorgingen wie
Ruiz Jiménez und Martín Artajo. Zu diesen
nando Maria Castiella, der bis dahin Bot-
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gehórt der gegenwártige AuBenminister Fer-
schafter beim Heiligen Stuhl war. Nachfolger
wurde Francisco Gómez del Llano. Del Llano
ist ebenfalls Mitglied der A.C.N. de P., und
war vorher Finanzminister. Diesmal treten
auch Mánner hervor, die aus anderen Vereini-
gungen von Gláubigern kommen und von dort-
her ihre religióse Bildung erhielten. Zu diesen
gehórt der Wirtschaftsexperte und Professor
an der Universitát von Madrid Alberto Ullas-
tres, Mitglied des Opus Dei, der zusammen
mit dem Finanzminister Navarro den gegen-
wártigen Plan zur Sanierung der spanischen
Wirtschaft schuf.

Einige allgemeine Betrachtungen
Wenn wir die verschiedenen ministeriellen

Umbildungen im Verlauf dieser letzten zwan-
zig Jahre des gegenwártigen Regimes in Spa-
nien überschauen, drángt sich uns zunáchst die
Tatsache auf, daB ununterbrochen die Katho-
liken aktiv tátig waren in der gleichen Weise,
wie zuvor Katholiken aus Liebe zum Vater-
land und zur Kirche mit der Zweiten Republik
zusammengearbeitet hatten, um ihre Rechte zu
verteidigen.

Diese Katholiken, die an der Regierung teil-
nehmen oder teilnahmen oder die andere be-
deutende óffentliche Amter im politischen
Leben Spaniens bekleiden, sind aus den ver-
schiedensten Verbánden von Gláubigen her-
vorgegangen: aus der Katholischen Aktion,
dem Katholischen Nationalverband der Propa-
gandisten (A.C.N. de P.) — der immer unter
der geistlichen Leitung des Bischofs von Mála-
ga, Hochw. Angel Herrera stand —, aus den
Marianischen Kongregationen 4), aus ver-
schiedenen Dritten Orden, aus dem Opus Dei 5)
usw.

Dieser Sachverhalt ist selbstverstándlich;
leben wir doch in einer Zeit, in der die Katho-
liken in Verantwortung gegenüber den oft
wiederholten Weisungen der Pápste sich dar-
um bemühen entscheidend ein- und mitzuwir-
ken im óffentlichen Leben vieler Staaten. Das
ist ein Gebot der Liebe zum Náchsten, oftmals
undankbar und unangenehm (man braucht ja
nur an die Schwierigkeiten der italienischen
oder franzósischen Innenpolitik zu denken).
AuBerdem ist es ein Recht und eine Gewis-
senspflicht, der man nicht ausweichen darf, be-
sonders dann nicht, wenn ein solches Auswei-
chen in gefáhrlicher Weise das politische Spiel
derer begünstigt, die von weniger sauberen
Absichten geleitet werden 6).

Abgesehen von dieser drohenden Gefahr —
diese ist in Spanien heute genau so wirklich-
keitsnahe wie in Italien, Frankreich, Deutsch-
land oder in irgendeinem anderen Lande —
gilt es zu bedenken, daB in Spanien die weit-
aus überwiegende Mehrheit der Bevólkerung
katholisch ist, und daB ein sehr groBer Teil
der ihrer beruflichen und geistigen Bildung
nach zur Ubernahme der óffentlichen Verant-
wortung befáhigten Leute an irgendeiner der
soeben genannten katholischen Organisatio-
nen angehórten oder angehóren. Es ist nicht
schwer sich vorzustellen, angesichts der Extre-
me von Links und Rechts, die in unseren Ta-
gen das Leben nicht weniger europáischer Lán-
der verwirrt haben, was geschehen wáre,
wenn in Spanien diese aktiven Katholiken aus
Angst, sich bloBzustellen, spater als „Colla-
borateure" ausgeschaltet zu werden oder aus
Furcht, Kraft und Ansehen in keineswegs ein-
fachen politischen Umstánden aufs Spiel zu
setzen, sich einfach vom óffentlichen Leben
Spaniens zurückgezogen hátten. Eine derartige
Einstellung hátte jeder beliebigen extremen
Minderheit, die ihrer Ideologie nach sicher
wenig oder gar nicht in Einklang stünde mit
den Interessen des Volkes und der Kirche,
freie Bahn geschaffen für ihren Aufstieg zur
Macht.

Das aktive Mitwirken der Katholiken in den
verschiedensten Regierungen in ihrer Aufein-
anderfolge bis heute, unter dem Regime des
Generals Franco, konnte immer mit der Zu-
stimmung der Hierarchie rechnen. So erklárte
zum Beispiel der Primas von Spanien, Kardi-
nal Pla ye Deniel, óffentlich im Augenblick
der Entlassung des AuBenministers Martín
Artajo, daB die politische Tátigkeit des Exprá-
sidenten der Katholischen Aktion seine vóllige
Zustimmung gefunden habe. (Vgl. Brief des
Kardinals und Erzbischofs von Toledo an
Alberto Martín Artajo im Boletin de la A.C.N.
de P., vom 1. Márz bis zum 15. April 1957.)

Man muB aber, um Verwechslungen und
Verallgemeinerungen zu vermeiden, die von
Grund auf ein Verstándnis der spanischen
Wirklichkeit unmóglich machen würden, dar-
auf achten, daB sowohl die kirchliche Hierar-
chie in Spanien als auch die Verbánde der
Gláubigen oftmals ihre vóllige Unabhángig-
keit bewiesen hinsichtlich der persónlichen
MaBstábe und Meinungen ihrer Mitglieder,
die — zu óffentlichen Amtern berufen — ihrer
konkreten Aufgabe nachkommen. Diese Unab-
hángigkeit wird nicht nur theoretisch erklárt
auf der Ebene der Prinzipien und Ideen als
Unterscheidung zwischen geistlichem und
weltlichem Bereich, zwischen religiósem und
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weltlichem Ziel usw.; es ist darüber hinaus
vielmehr eine praktische Unabhángigkeit in
den einzelnen konkreten zu lósenden Auf-
gaben. So erst versteht man zum Beispiel den
Vorgang in der Presse 1950, als anláBlich der
Tagung des internationalen Kongresses der
Katholischen Presse in Rom die Wochenzei-
tung „Ecclesia", das Organ der Katholischen
Aktion in Spanien, einen Leitartikel mit einer
scharfen Kritik an der staatlichen Pressezen-
sur in Spanien verüffentlichte, wáhrend ge-
rade zu dieser Zeit die Kontrolle der nationa-
len Presse in Hunden von Luis Ortiz Muñoz,
eines bekannten Mitglieds der A.C.N. de P.
lag. Es lassen sich noch eine beachtliche An-
zahl gleichartiger Fálle anführen aus dem Be-
reich des Schul- und Bildungswesens, der Ge-
werkschaften usw. 7).

Unter Wahrung ihrer tatsáchlichen Unab-
hángigkeit haben die Hierarchie und die ver-
schiedenen Verbánde der Gláubigen, aus de-
nen die genannten Politiker hervorgingen,
und die wir vorhin anführten, immer den
Standpunkt vertreten, daB es keinen Grund
gab noch gibt, ihren Mitgliedern die Zusam-
menarbeit mit dem derzeitigen spanischen Re-
gime zu verbieten. Dies ist die gleiche Grund-
einstellung — fuBend auf der Lehre Leos
XIII. von der Indifferenz der jeweiligen Re-
gierungsform —, die, wie wir oben darstellten,
die kirchliche Hierarchie in Spanien 1931 be-
wog, den Katholiken die Mitarbeit in der
Zweiten Republik zu empfehlen, als auch spá-
ter davon abzuraten, als sich die republika-
nische Regierung unfáhig erwies, die áffent-
liche Ordnung zu wahren und die Rechte der
Kirche und der Staatsbürger sowohl selbst zu
achten als ihnen Achtung zu verschaffen. Leo
XIII. sagt namentlich in der Enzyklika „Liber-
tas" über das politische Verhalten der Katho-
liken, daB es „ehrenhaft sei, Anteil zu neh-
men an den Verwaltungsaufgaben und den
Gescháften in der Offentlichkeit, sofern die
Kirche nicht unter besonderen, zeitlich und

bedingten Einzelumstánden anders ent-
scheide; ja daB darüber hinaus die Kirche
ausdrücklich eines jeden einzelnen Mitarbeit
am Gemeinwohl bejahe, auf daB er es nach
seinem besten Kánnen verteidige, bewahre
und dem Staate von echtem Nutzen sei". An
diese Lehre der Kirche erinnerte vor weni-
gen IvIonaten der „Osservatore Romano" (am
30. Oktober 1959) gerade im Hinblick auf
Spanien.

Die vielen Katholiken, die sich entschlos-
sen haben, unter dem Franco-Regime óffent-
liche Amter zu übernehmen, taten und tun
dies schlieBlich bewuBt und in voller Freiheit.

Sie sind dessen sicher, daB sie dazu ein volles
Recht haben und daB ihr Handeln gerecht und
moralisch einwandfrei ist. Sie wissen natür-
lich um die Mángel des Regimes, doch wissen
sie auch, daB ihr Eingreifen in das politische
Getriebe die beste Móglichkeit ist, die Fehler
zu verbessern.

Anderseits darf man nicht übersehen und
leugnen, daB der gegenwártige Staat, die
Arbeit seines Führers und der Kráfte, die ihn
unterstützen, Spanien eine Reihe Güter ein-
gebracht hat: die Wiedererrichtung der Ord-
nung, die Einigkeit des Landes gegenüber je-
der Anarchie; die Früchte einer langen Frie-
denszeit (zwanzig Jahre sozialen Friedens hat
man in Spanien seit anderthalb Jahrhunderten
nicht gekannt); die Neutralitát im Zweiten
Weltkrieg trotz des vielfachen Drucks nament-
lich vonseiten Hitlers; das Scheitern der er-
klárten Pláne Lenins und Stalins, nach denen
Spanien das „Versuchskaninchen" eines
marxistischen Staates unter den europáischen
Lándern sein sollte. Dies alles muB man im
Gegensatz zu den furchtbaren Jahren der
Zweiten Republik sehen. Hinzu kommt das
1953 unterzeichnete Konkordat, das Recht und
Freiheit der Kirche garantiert und überhaupt
ein helles Licht auf die Beziehungen der Ka-
tholiken zum politischen Getriebe des Staa-
tes wirft. Nicht zu übersehen ist ferner das
Aufblühen eines intensiven christlichen Le-
bens im ganzen Lande 8).

Der englische Schriftsteller Arnold Lunn
schreibt in einem seiner Bücher („And yet
so New" — London-New York — Sheed and
Ward; S. 117), in denen er seine positive Ein-
Bürgerkrieg spricht und seine positive Ein-
stellung zum Nationalen Spanien erklárt, —
er sei der Meinung, wenn jemand auch nur
70 °/0 der vernünftigen Gründe auf seiner Sei-
te habe ( und dies nimmt Lunn von Franco
an), müsse er, Lunn, sich zu dessen Seite be-
kennen, wenn auch mit dem Vorbehalt, daB
spáter dafür Sorge zu tragen sei, auch die
restlichen 30 °/o zu kláren, oder wenigstens
den Versuch zu ihrer Klárung zu unternehmen.
Vielleicht kann man diesen Gedanken als
Zusammenfassung mit der Haltung der spa-
nischen Katholiken vergleichen, über die wir
hier berichteten.

Andere Haltungen

Bis hierhin haben wir MaBstábe und Gründe
der Katholiken untersucht, die es für ange-
bracht hielten, mit dem gegenwártigen spani-
schen Regime zusammenzuarbeiten. Betrach-
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ten wir nun die Persünlichkeiten, die eine ent-
gegengesetzte Stellung einnehmen.
Auch unter diesen findet man Leute der ver-
schiedensten politischen Schattierungen, die
hervorgegangen sind aus all den vorhin be-
sprochenen Verbánden von Gláubigen: der
Katholischen Aktion, dem Katholischen Natio-
nalverband der Propagandisten (A.C.N. de P.),
den Marianischen Kongregationen, dem Opus
Dei usw. Auch in diesem Falle sind dieselben
vorhin von uns vorgebrachten Allgemeinbe-
trachtungen über die Unabhángigkeit der Hie-
rarchie und der Verbánde anzustellen hinsicht-
lich der persónlichen Ansichten und der Ver-
haltensweise dieser Katholiken, hinsichtlich
ihrer persánlichen Verantwortung, gemáB der
diese Leute glaubten richtiger zu handeln,
wenn sie in Ubereinstimmung mit der von der
Kirche zu recht erkannten und vertretenen
Freiheit das Franco-Regime nicht unterstütz-
ten.

Es liegt nicht in der Absicht unseres Arti-
kels, im einzelnen die mannigfaltigen Richtun-
gen dieser Grundhaltung zu untersuchen.
Auf3erdem wáre dies ein áuBerst schwieriges
Unterfangen. Da es in Spanien gar kein oder
kaum ein Spiel politischer Verbánde gibt, füh-
ren diese Gruppen ein sehr beschránktes Da-
sein ohne einen wirksamen EinfluB. Daraus
folgt die Unmóglichkeit einer straffen Ord-
nung in einer jeden dieser Gruppen; sie nei-
gen dazu, sich zu zersplittern in kleinere Grup-
pen von in vielen Fállen ausschlieBlich persén-
licher Bedeutung. Zu diesem Tatbestand ge-
sellt sich noch ein anderer von besonderer
Bedeutung, ja dieser erklárt erst eigentlich,
weshalb die Grenzen zwischen einer Haltung
der Unterstützung des Franco-Regimes und
der des Widerstandes gegen dasselbe seitens
der Katholiken kaum zu erkennen sind. In
der Tat hat die Mehrheit dieser Gruppen oder
Einzelpersónlichkeiten ein.- oder mehrmals
den Standort gewechselt oder wenigstens die
Einstellung im Verlauf dieser zwanzig Jahre
genauer bestimmt, und zwar im Zusammen-
hang mit den verschiedenen nach 1939 erfolg-
ten Kabinettsumbildungen oder auch entspre-
chend den Schwankungen der internationalen
politischen Lage. Die einen nahmen erst Ab-
stand oder traten in Widerstand gegen das
Regime nach einer Zeit aktiver Mitarbeit; an-
dere wiederum gingen genau den umgekehr-
ten Weg. Es gibt nur einige wenige, die
ihren Standpunkt nicht verándert haben und
von Anfang an dem Regime ihre Unterstüt-
zung verweigerten.

Durch all diese Umstánde wird eine genaue
und positive Darstellung der Geschichte der

Opposition fast unmüglich. Uns mag hier die
Feststellung genügen, daB sich in ihr Katho-
liken als Anhánger all der verschiedenen
Richtungen finden, die — wie wir schon sagten
— aus den gleichen vorhin genannten Ver-
bánden der Gláubigen erwachsen sind. Da sind
die Liberalmonarchisten, deren Kern sich im
Wesentlichen um Joaquín Satrustegui sam-
melt; auf der anderen Seite sind da mehrere
Parteimitglieder der alten CEDA und Intellek-
tuellen um Gil Robles oder um Giménez Fer-
nández; und ebenso finden sich dort Gruppen
von Traditional-monarchisten bis zu Falan-
gisten und Republikanern konservativer Prá-
gung.

Dennoch mag es nützlich sein, wenigstens
zu versuchen, in den Hauptzügen den Grün-
den nachzugehen, auf die sich die Opposition
beruft. Im Mittelpunkt steht eine scharfe Kri-
tik an den Fehlern des derzeitigen spani-
schen Regimes, die eben dem Regime seinem
Wesen nach zu innerst eignen. Das ist zu-
náchst die Tatsache, nach der sich das Franco-
Regime schlieBlich auf nichts Weiteres gründet
als auf eine Art persiinlicher Gewalt. Der Bür-
gerkrieg hatte nicht den Sinn, eine Diktatur in
den Sattel zu heben, sondern einem System
Platz zu machen, das ein friedliches Zusam-
menleben der Spanier erlaubte, was unter der
Zweiten Republik unméglich geworden war.
War auch wáhrend des Krieges und in der
unmittelbaren Nachkriegszeit eine Zusammen-
ballung der Macht notwendig, so hat sie sich
doch zu lange Zeit behauptet. Und daher
kommt es, dal3 Spanien von einem Regime be-
herrscht wird, dem von sich aus lebensfáhige
Einrichtungen fehlen, so daB einerseits die
Sicherheit und Dauer des Systems einzig vom
Leben eines Mannes abhángen: vom Genera-
lissimus. Anderseits kommt zu den Folgen
einer solchen Personalmacht das Fehlen einer
konstitutionellen Grundlage, das notwendig
eine Schmálerung der bürgerlichen Freiheiten
nach sich zieht. Gleichzeitig mit diesem Haupt-
fehler des Regimes bemerkt man andere Mán-
gel, die man sozusagen als dessen logische
Folgerungen ansieht: das Fehlen einer ange-
messenen Freiheit des Nachrichten- und
Pressewesens, die schlaffe Politik des Landes,
die fehlende Ubereinstimmung zwischen der
sozialen Gesetzgebung und dem geringen
Ernst, mit dem sie — wie manche sagen —
praktisch gehandhabt wird, usw.

In Anbetracht der Mángel des gegenwárti-
gen Regimes werden die Katholiken, auf die
wir uns hier beziehen, veranlafit, von jeder
Zusammenarbeit mit dieser Regierung Ab-
stand zu nehmen. Denn sie halten ein solches
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staatliches Zwittergebilde als Ganzes für in
sich unterhühlt; ihnen gelten — um mit den
Worten Arnoid Lunns zu sprechen — die 30 °/o
vorhandener negativer Elemente im Verhált-
nis zu den 70 °/o Positiva als überwiegend und
daher unannehmbar. Natürlich gibt es inner-
halb dieser allgemeinen Einstellung viele
Schattierungen vom einfachen Abstand — neh-
men bis zum schiirfsten Widerspruch. Doch alle
stützen ihre relative Opposition und Kritik auf
einen oder auf mehrere dieser bestimmten
Gesichtspunkte.

Überlegungen zum Abschlul3

Unsere bis hierhin entfaltete Darstellung er-
laubt uns einige SchluBfolgerungen oder auch
Gedanken, die das Ganze wenigstens teilweise
abrunden. Der erste Gedanke dürfte wohl der
eigentümlichen und besonderen Situation Spa-
niens gelten, einer Tatsache, die man nicht
immer recht verstanden hat aufgrund zu ge-
ringer Kenntnis der Voraussetzungen für diese
Lage Spaniens namentlich über des demokra-
tischen Schiffsbruchs der Zweiten Republik, so
daB man notwendig zu Fehlurteilen kommen
muBte. Eine ebenso wenig bekannte und be-
rücksichtigte Voraussetzung für Spaniens Lage
war die politische und ükonomische Blockade
Spaniens durch die UNO 1945 auf das Be-
treiben RuBlands hin und die daraus sich er-
gebende Isolierung Spaniens gegenüber den
übrigen Staaten des Westens. LáBt man diese
Umstánde auller acht oder vergillt man gar,
welche sozialen Verháltnisse das gegenwár-
tige Regime heraufbeschworen, — so wird
man schwerlich ein angemessenes Urteil über
die spanische Wirklichkeit fiillen künnen. Dar-
über hinaus muB man noch die Tatsache in Be-
tracht ziehen, daB sozialdemokratische, radi-
kale und kommunistische Pressekampagnen
logischerweise systematisch darauf ausgin-
gen, das Bild der spanischen Wirklichkeit zu
verzerren, einmal durch tendenziüse Bericht-
erstattung, wobei die positiven Seiten ver-
schwiegen, die negativen übertrieben heraus-
gestrichen wurden, zum anderen Mal durch
vüllig falsche und unwahre Darstellungen. Je-
dem, der ernsthaft der Art, den Quellen, der
Terminologie und den Schattierungen dieser
politischen Verüffentlichungen nachgehen will,
und feststellen will, wo diese Berichte und
Kommentare auftauchen, wird es sehr leicht
klar, daB es sich in den allermeisten Fállen um
geplante Kampagnen aus marxistischen Krei-
sen handelt. Es ist ja auch nicht schwierig, eine
derartige Propaganda zu finanzieren mit dem
Geld, das 1939 das sozialistisch-kommunisti-
sche Regime mit sich nahm nach RuBland,

Frankreich und Mexiko. Hatte doch der Fi-
nanzminister der Republik Juan Negrin die
Staatsreserven, 7800 Kásten Gold in einem
damaligen Gesamtwert von 63 265 684 Pfund
Sterling, in Cartagena nach Odessa einge-
schifft, und zwar schon am 25. Oktober 1936
(Vgl. Madariaga ebd. S. 507). Es ist daher um
so bedauerlicher, wenn es hin und wieder
einige Katholiken gab, die in ihrer Einfalt die-
ser marxistischen Propaganda ihre Stimme
liehen, indem sie in Wort und Schrift behaup-
teten — wir bemühen uns zu glauben, daB sie
es in aufrichtiger Gesinnung taten —, in Spa-
nien madre die Hierarchie der Kirche, der Kle-
rus, die Katholische Aktion, das Opus Dei
usw. die Politik, und darüber hinaus eine „an-
tisoziale", „mittelalterliche" Politik usw.

Die Fülle dieser Faktoren kann, wie wir
schon sagten, zu Urteilen über die Wirklich-
keit Spaniens führen — und führt tatsáchlich
dazu —, die in keiner Weise den Tatsachen
entsprechen. Nicht selten begegnet man doch
Kritiken, die vom Franco-Regime und seiner
Regierung als von einem „totalitáren Tyran-
nenregiment" sprechen, was sich bei jeder
ernsthaften Prüfung als entschieden übertrie-
ben erweist. Will man ein angemesseneres
Urteil fiillen, ein objektiveres, so lieBe sich
vielleicht sagen, daB es sich um eine auto-
ritáre Regierungsform von mehr oder weniger
paternalistischem Charakter handelt, die eben
einen groBen Teil der Macht auf eine Person
vereinigt, die sich aber keineswegs auf Terror
oder Gewissenzwang gründet.

In Spanien gibt es in der Tat eine groBe
Freiheit zur persünlichen Kritik. Sie geht so
weit, daS man sagen kann, die Kritisierlust bei
den Versammlungen und im privaten Beisam-
mensein bilde gerade einen Grundzug des po-
litischen Lebens in Spanien. Kürzlich erst
merkte Prásident Eisenhower, als er von sei-
nen Eindrücken aus Spanien sprach: „Furcht
habe ich in Spanien nicht gefunden, wen ich
auch immer traf, er sprach mit mir in vülliger
Freiheit" (Vgl. „Newsweek", 20. Januar
1960). Dieses Urteil ist jener Propaganda
gánzlich entgegengesetzt, die darin beharrt,
das spanische Regime als einen „Polizeistaat"
und als eine „Verfolgungstyrannei" zu dis-
kriminieren. Übrigens hat eine derartige Ter-
minologie ihren Ursprung gerade in den Krei-
sen, die alles daransetzen, die Erinnerung an
jenes wirklich brutal, antidemokratische und
antikatholische Verfolgungsregime auszu15-
schen, das so recht einem kommunistischen
Staate entspricht.

Es ist natürlich wahr, daB eine Regierung,
aufgebaut auf einer Personalmacht, besonders
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anfállig ist für Willkür und Auswüchse, mag
auch derjenige, der die Macht innehat, noch so
unbestreitbar eine rechte Absicht verfolgen.
Und solche Auswüchse blieben auch im Spa-
nien Francos nicht aus. Dennoch ist die Art
und Weise, wie man sie in der Presse aus-
geschlachtet hat, zumindest übertrieben, zu-
mal, wenn man bedenkt, daB áhnliche Dinge
sogar in Lándern alter parlamentarisch-demo-
kratischer Tradition vorkamen und noch vor-
kommen. Vor kurzem erst schrieb ein engli-
scher Leser im „Manchester Guardian"
(28. Jan. 1960) anláBlich der vom liberalen Ab-
geordneten Mr. Jeremy Thorpe inszenierten
Kampagne über die Festnahme einiger der
Umsturztátigkeit beschuldigter Spanier: „Es
ist recht und billig, daB wir jedes Land kriti-
sieren, das die Rechte seiner Bürger nicht re-
spektiert. Doch scheint es mir angebracht, daB
wir zuvor unser eigenes Haus in Ordnung
bringen. In Nordirland halten wir seit drei
Jahren 160 Leute ohne joden ProzeB in Haft.
Die (ürtliche) Regierung in Nordirland hat
sich 1957 über die entsprechenden Abschnitte
aus dem ,Statut der Menschenrechte' hinweg-
gesetzt unter dem Vorwand, die Situation er-
fordere besondere Mallnahmen. Vielleicht
würde es Mr. Jeremy Thorpe gefallen, einmal
iiber das Meer nach Irland zu fahren anstatt
zu versuchen, Spanien zu betreten." Vielleicht
künnte man áhnliches über die zahlreichen
Festnahmen von Bürgern in Frankreich sagen,
die man ebenfalls umstürzlerischer politischer
Tátigkeit beschuldigt, ohne daB wir uns ein
Urteil über Recht oder Unrecht derartiger
MaBnahmen erlauben. In Wirklichkeit befin-
den sich in den spanischen Stafanstalten im
Verháltnis zu jeweils 100 000 Einwohnern
nicht mehr als 51,49 Personen, d. h. 0,05149 MI.
Dieser Prozentsatz wird nur von zwei euro-
páischen Lándern noch unterboten: von den
Niederlanden und von Dánemark.

Der wirkliche Fehler im Leben der spani-
schen Offentlichkeit liegt nicht darin — und
wir bestehen darauf, das zu wiederholen —,
daB dort Terror und Polizeityrannei herrsch-
ten, sonder darin, daB die Freiheit zur offe-
nen Kritik an der Regierung durch die ent-
sprechenden Organe der üffentlic_hen Meinung,
nicht gewáhrt wird.

Deshalb ist die üffentliche Meinung im
Lande blutarm, lebensschwach, und im allge-
meinen uninteressiert für die Entscheidungen
eines Staates, der sich nicht in angemessener
Weise über den Willen und das Fühlen des
Volkes unterrichtet, der in Verbesserungsvor-
schlágen und in Kritik keine Hilfe, sondern ein

Hindernis für die Erfüllung der Regierungsauf-
gaben sieht.

Aber fast müchten wir sagen, daB vor die-
sem Mangel noch ein entscheidender zu nen-
nen ist, den auch die meisten Spanier dem
Regime als seinen Hauptfehler vorwerfen: der
Mangel an Voraussicht für die Nachfolge; d. h.
es fehlt der Ubergang von der Personalmacht
zu sicheren konstitutionellen Formen, die den
positiven Errungenschaften Dauer verleihen
und gleichermaBen der Autoritát wie der Frei-
heit die nütige Grundlage schaffen müBten.

Die Spanier haben einen gemeinsamen
Wunsch, daB das gegenwártige Regime sich
entwickle, bis Spanien eine politische Gestalt
gewinnt, die stárker demokratisch ausgerichtet
ist. Eine solche Ausrichtung muB den Geist
spanischer Tradition atmen und berücksichti-
gen und eben deren charakteristische Eigen-
schaften aufweisen, die sie von der anderer
Lánder unterscheiden; so ist ja auch die poli-
tische Gestalt Italiens irgendwie verschieden
von der Amerikas (USA), und die der Deut-
schen Bundesrepublik verschieden von der
GroBbritanniens usw. Aber dennoch verwirk-
licht sich in diesen Lándern im Grunde etwas
Gemeinsames, eben das, was man als Demo-
kratie bezeichnet.

An dieser Stelle scheint es wohl angebracht,
die Art und Weise einmal in Augenschein zu
nehmen, wie einige namhafte Spanier über
Demokratie sprachen; denn aus solchen AuBe-
rungen konnten leicht Irrtümer und MiBver-
stándnisse entstehen über den Standpunkt
spanischer Katholiken sowohl als auch von
Katholiken der übrigen westlichen Welt.

Wir beziehen uns hier gerade auf das Wort
Demokratie. Es gibt in Spanien Katholiken,
die angesichts des Gebrauchs und des MiB-
brauchs dieses Terminus seinen Sinngehalt, so
wie man ihn oft verwendet, verwerfen; hat
man dock ebenso gut das Wort für kommu-
nistische Regimes im Begriff der sogenannten
„Volksdemokratien" verwandt; und Spanien
hat damit seine schmerzlichen Erfahrungen ge-
macht. Diejenigen Spanier, die den Terminus
„Demokratie" verwerfen, wissen, daB man
nicht selten unter der Maske dieses Begriffes
perverse Machenschaften und tyrannische Ge-
waltakte gegen Volk und Kirche getarnt hat.
Hieraus erklárt sich, daS im einzelnen Falle
ein katholischer Politiker Spaniens und ein
katholischer Politiker Italiens Ausdrücke und
eine Terminologie verwenden, die vüllig von-
einander verschieden sind, obwohl beide ein
und dieselbe Sache meinen: ein konstitution-
nelles Regime, in dem der Staat dem Recht
unterworfen ist, und in dem die freie Meinung
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des Bürgers geachtet und seine unmittelbare
Mitarbeit an der L6sung der Regierungsauf-
gaben gewahrleistet ist.

Dem einen, der weitaus gról3ten Mehrheit
der katholischen Spanier gemeinsamen Ziel
gegenüber, — námlich dem der Sicherung der
positiven Leistungen des gegenwártigen Re-
gimes, der Beseitigung seiner Mángel, des Be-
mühens um eine Entwicklung auf konstitutio-
nelle und demokratische Regierungsformen
hin, — kann auf der Seite des praktischen
Handelns die groBe Kluft nicht übersehen
werden, die ergriffenen und noch zu ergreifen-
den Mafinahmen, vorerst von der Verwirk-
lichung des Ziels trennt, worüber wir ja schon
gesprochen haben. Die einen glauben námlich,
dieses Ziel durch die bequeme Haltung der
Opposition, die anderen durch die weniger be-
queme Haltung der Mitarbeit und der positi-
ven Kritik zu erreichen.

Natürlich wird sich der Leser fragen, ob
denn Franco die Notwendigkeit einer Weiter-
entwicklung reines Systems sieht und sie so-
gar bejaht? Trotz allem Anschein im einen
oder anderen Sinne, ist es áuBerst schwierig,
diese Frage zu beantworten. Viele Katholiken
vertrauen darauf, daB Franco so denke, und
sie erwarten es mit ganzem Herzen zum Wohl
des Volkes und der Kirche. Dies ist freilich
ein Vertrauen, das sich einzig gründet auf den
Glauben an die rechte Absicht und an die edle
Gesinnung eines Mannes.

Die Katholiken Spaniens aber — einschlieB-
lich derer aus der Opposition — sind keines-
wegs Befürworter des Weges über die Ge-
walt. Sie erwarten und bemühen sich um eine
Entwicklung des Regimes zu konstitutionell-
demokratischen Formen einzig auf friedlichem
Wege. Sie wollen auf gar keinen Fall eine
neue Situation der Anarchie, áhnlich der, die
Anlal3 gab zum spanischen Bürgerkrieg; dies
ware ja tragisch und grotesk zugleich.

Die Parteigánger der Gewalt muB man
auBerhalb Spaniens unter der radikalen Oppo-
sition suchen, die mit dem Zusammenbruch
der sozialkommunistischen Regierung auBer
Landes flohen. „Es ist erneut unumgánglich
notwendig, daB man noch einmal, sozusagen
als dringende MaBnahme der Hygiene, im
groBen Stil die Klüster in Brand steckt. Dieses
Feuer in der Hand des Volkes war das einzige
Reinigungsmittel von Etappe zu Etappe!" so
schreibt am 31. Januar 1960 „CNT", das Organ
der spanischen Exilkommunisten, das in To-
louse herausgegeben und gedruckt wird. Das
sind, wie man sofort sieht, extreme Stand-
punkte, genáhrt von der revolutionáren Ge-
waltorthodoxie der Marxisten, die nicht zu-

rückschrecken vor dem Ruin der Nation, wenn
es darum geht, sich die Bahn zur Macht zu
verschaffen.

Damit ist — wie uns scheinen mag — we-
nigstens in den Hauptzügen das politische
Verhalten der spanischen Katholiken wáhrend
der letzten zwanzig Jahre hinreichend um-
schrieben. Ebenso sind die verschiedenen
Grundeinstellungen dargelegt.

Man hat in Spanien wie in vielen anderen
Lándern festgestellt, daB den Katholiken ihre
politische Verantwortung ernsthaft zu Be-
wuBtsein gekommen ist, daB sie ihre Rechte
und ihre Pflichten wahrnehmen, daB sie sich
aktiv für die Lósung der Aufgaben des üffent-
lichen Lebens einsetzen. Und diese Tatsache
steht über den mannigfaltigen Müglichkeiten
von Meinungen und konkreten politischen
Entscheidungen. Und sie sollte hinreichen, die
Katholiken miteinander zu verbinden, seien
sie nun Spanier oder nicht. Denn so sagt Leo
XIII. in seiner Enzyklika „Immortale Dei":
„Wenn man über rein politische Fragen dis-
kutiert, über die bessere Regierungsform, über
die eine oder die andere Weise, wie man
einen Staat bilden soil, so gibt es Raum für
eine edle Mannigfaltigkeit der Meinungen.
Deshalb ist es wider die Gerechtigkeit, daB
man Pers6nlichkeiten, deren aufrichtige Früm-
migkeit man einerseits anerkennt, und die
bereitwillig der Lehre des Apostolischen Stuh-
les folgen, anderseits schwer beschuldigt, weil
sie über die Dinge, die wir vorhin erwáhnten,
andere Ansichten vertreten."

AuBerdem kann man mit ruhiger Sicherheit
behaupten, daB, gleich welche konkrete Re-
gierungsform auf das Regime des Generals
Franco folgen mag, die Katholiken auf der
Grundlage gemeinsamer Verantwortung ent-
scheidend auf die Planungen und Liisungen
der nationalen Probleme einwirken werden.

Gemeinsame Verantwortung, Mannigfaltig-
keit der Schattierungen und Einheit in den
wesentlichen Grundsátzen, dies müssen — so
scheint uns — in der Zukunft noch klarer als
bisher die charakteristischen Eigenschaften der
Katholiken in Spanien sein für das üffentliche
Wirken in der Politik: Mannigfaltigkeit in den
Meinungen, aber unbedingte Einigkeit in der
Grundhaltung, entsprechend der Lehre der
Kirche, für die Stunde der groBen und wesent-
lichen praktischen Entscheidung. Diese Einig-
keit setzt weder voraus noch fordert sie von
vornherein mit Notwendigkeit, daB alle Ka-
tholiken sich in einer einzigen Partei oder in
einer einzigen politischen Bewegung sammeln.
Denn die Kirche ist eben keine Partei noch
wird sie es je sein.	 José Luis Illanes
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1) Die „Asociación Católica Nacional de Propa-
gandistas" = Katholischer Nationalverband der
Propagandisten (A.C.N. de P.) wurde 1909 von An-
gel Ayala S gegründet. Ziel des Verbandes ist die
Verbreitung der katholischen Lehre. Der erste Prá-
sident des Verbandes war Angel Herrera Oria,
der 26 Jahre lang in dieser Eigenschaft klug und
kühn die Entwicklung des Verbandes leitete.

Don Angel Herrera, der zur Zeit Prásident der
Editorial Católica (einer bedeutenden katholischen
Verlagsanstalt in Spanien) ist, wurde 1940 zum
Priester geweiht, 1947 wurde er zum Bischof von
Málaga ernannt. 1949 wurde er Geistlicher Beirat
der A.C.N. de P. für ganz Spanien. Seine schwache
Gesundheit veranlaBte ihn 1955 von diesem Amt
zurückzutreten. Seit der Zeit hat dieses Amt Mons.
Laureano Castán, Weihbischof von Tarragona,
inne.

2) Das AusmaB dieser MaBnahmen mag folgende,
wenn auch unvollstándige Liste andeuten. Es han-
delt sich um die zwischen Mai 1931 und August
1932 verbotenen Zeitungen: in Madrid: „ABC", „El
Debate", „Informaciones", „Diario Universal", „El
Siglo Futuro", „La Nación"; — in Alava: „Heraldo
Alavés"; — in Albacete: „El Diaro de Albacete";
— in Alicante: „El Dia", „La Gaceta de Levante",
„Patria", „El Pueblo Obrero", „La Voz del Pueblo";
in Almeria: „La Independencia", „Diario de Alme-
ría", „Heraldo de Almería"; — in Avila: „El Diario
de Avila"; — auf den Balearen: „El Luchador"; —
in Barcelona: „El Correo Catalán"; — in Burgos:
„El Castellano", „ABC"; — in Cáceres: „Extrema-
dura", „El Faro de Extremadura"; — in Cadiz:
„Nuestro Tiempo", „Diario de Jerez", „Claridad",
„La Informacion", „Regeneración".

Diese Liste láBt sich unendlich fortsetzen, wenn
man den Stádten nachgeht: Ciudad Real, Córdoba,
Granada, La Coruña, León, Murcia, Oviedo, Sego-
via, Sevilla, Valencia, Valladolid, Zamora, Zara-
goza: In all diesen Stádten wurden zahlreiche Zei-
tungen und Zeitschriften verboten.

3) Das Martyrium dieser Tausende von Personen
hat nicht nur die Weltóffentlichkeit verkannt, rogar
in einigen katholischen Kreisen anderer Lánder hat
man diese Dinge einfach übersehen, so wie man
heute leicht nichts vom Martyrium vieler, vieler
Priester und Gláubigen in den kommunistischen
Lándern wein oder die Dinge vergiBt. Besonders
traurig und erschütternd war, daB einige Katho-
liken es vermochten, das Opfer dieser Sóhne der
Kirche aus reiner Liebe zum Glauben als „politi-
schen Aktivismus" zu interpretieren.

4) Es ist nicht mehr als Recht, anerkennend zu
vermerken, daB diese religióse Arbeit, die aposto-
lische und óffentliche Tátigkeit dieser Gruppen,
die zum überwiegenden Teil von Jesuiten geleitet
werden, sich segensreich über ganz Spanien ent-
falteten.

5) Das Sákularinstitut „Opus Dei" wurde 1928
von Mons. José Maria Escrivá de Balaguer ge-
gründet und 1950 vom Heiligen Stuhl endgültig an-
erkannt.

6) Fernando Martín-Sánchez, der Nachfolger
Angel Herrera's als Prásident der A.C.N. de P.
sagt: „Das Abstandnehmen kann man sich in der

Politik nur unter der Bedingung erlauben, daB dies
wirksam ist. Und die praktische Schwierigkeit be-
steht darin, hier das rechte MaB zu halten." („Ideas
Claras", Madrid 1959, s. 109).

7) Es scheint uns interessant zu sein, an dieser
Stelle zu vermerken, daB der Consiliarius des Opus
Dei in Washington in einem Brief an Nieman
Reports am 19. Oktober 1959 versicherte, daB in
Spanien kein Mitglied des Opus Dei ein Amt in
der Pressezensur innehatte noch innehat.

Zwei Jahre vorher, am 12. Juli 1957, dementierte
das Sekretariat des Opus Dei in Spanien einige
Pressenachrichten, die dem Institut eine politische
Tátigkeit unterstellten. Die Erklárung lautete:

„In einigen Zeitungen verschiedener Lánder er-
schienen in den letzten Wochen Mitteilungen, die
dem Opus Dei Einmischung in die verschiedenen
Gruppen oder Bewegungen der vorhandenen poli-
tischen Meinungen in Spanien unterstellen.

Das Sekretariat des Consiliarius des Opus Dei
in Spanien erklárt aus diesem AnlaB ausdrücklich,
dan derartige Nachrichten über das Opus Dei ab-
solut falsch und verleumderisch sind.

Das Opus Dei ist ein Sákularinstitut der Katholi-
schen Kirche, heute verbreitet über dreiBig Lánder,
dessen einzige Tátigkeit unmittelbar und aus-
schlieBlidi apostolisch ist und das aufgrund des
ihm gemáBen Geistes vállig auBerhalb jedweder
Politik irgendeines Landes steht.

Folglich sind jene besagten Informationen aus-
drücklich und energisch dementiert. Im Gegensatz
dazu wird hier genauestens folgendes erklárt:

Erstens: Weder das Opus Dei noch eines seiner
Mitglieder hat eine derartige Information ver-
wandt noch verbreitet.

Zweitens: Das Opus Dei verabscheut ebenso das
Vorgehen derer, die sich solcher anonymer und
verheimlichender Mittel bedienen, wie auch das
Verhalten derer, die jedweden Umstand nützen
oder gar heraufbeschwóren, um Einrichtungen oder
Personen zu verleumden.

Drittens: Das Opus Dei erklárt ausdrücklich,
daB niemand, sei es ein Einzelner oder eine
Gruppe, sich des Namens des Institutes für seine
politische Tátigkeit bedienen kann noch darf. Auf
diesem Gebiet genieBen die Mitglieder des Opus
Dei gleich den übrigen Katholiken, wie auch auf
dem Gebiet der beruflichen Pflichten, der Wirt-
schaft oder der Gesellschaft, vóllige Freiheit inner-
halb der Moral der Kirche, die sie verpflichtet,
stets klare und einwandfreie Mittel zu gebrauchen
in Ubereinstimmung mit einem guten Gewissen.
Deshalb handeln die Mitglieder des Opus Dei wie
gewóhnliche Bürger, ohne daB das Institut in
irgend einer Weise an ihren Verdiensten oder
an den MiBerfolgen ihres persónlichen Handelns
anteilnimmt.
Madrid, den 12. Juli 1957."

8) In diesem Sinne kann man eine Nachricht ver-
stehen, die vor nicht langer Zeit an die Presse ging.
AnláBlich einiger óffentlicher Kundgebungen in
Havanna gegen das gegenwártige spanische Re-
gime, unterzeichneten die in Kuba ansássigen Or-
densobern spanischer Herkunft eine Erklárung, in
welcher an die Gewalttaten und Grausamkeiten
des früheren republikanisch-marxistischen Regimes
in Spanien erinnert wurde.
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